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Angestellte erledigen 
während der Arbeitszeit 
teilweise persönliche 
Angelegenheiten. 
Der Betrieb sollte dazu 
Reglemente erlassen -
etwa für den privaten 
E-Mail-Verkehr, 
private Interneteinkäufe 
oder die Regelung 
der Kinderbetreuung 
während der Arbeitszeit. 
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1. Arbeit und Freizeit 

Work-Life-Balance war gestern. 
In Manager-Zeitschriften und 
Ratgebern taucht immer häufiger 
der Begriff «Work-Life-Blending» 
auf. Gemeint ist das Verschmel­
zen von Arbeits- und Privatleben 
ui1d die Aufhebung klar definier­
ter Grenzen der beiden Bereiche. 

Eingesetze hat diese Entwick­
lung vor mehreren Jahren. Die 
Digitalisierung, Social Media und 
Messengerdienste dürften eine 
entscheidende Rolle gespielt ha­
ben. Sie führen dazu, dass das 
Privarleben jederzeit nur einen 
Mausklick entfernt ist - auch. am 

Arbeitsplatz. Zudem gebietet es 
das höchste Ziel des modernen 
Menschen in der westlichen Welt 
- die Selbstverwirklichung - , die 
eigene Persönlichkeit samt den da­
zugehörigen Gewohnheiten und 
Eigenarten nicht an der Bürotür 
abzugeben. 

Es war dann die vor etwas mehr 
als zwei Jahren einsetzende Co­
ronapandemie, die auf diese Ent­
wicklung wie ein Brandbeschleu­
niger wirkte. Am 18. Januar 2021 
trat Artikel 10 Absatz 3 der Ver­
ordnung über Massnahmen in der 
besonderen Lage zur Bekämpfung 
der Covid-19-Epidemie in Kraft, 
der Arbeitgeber verpflichtete, 
Horne-Office überall dort anzu­
ordnen, wo dies aufgrund der Art 
der Aktivität möglich und mit ver­
hältnismässigem Aufwand umseti­
bar war.1 Abgesehen vom Um­
stand, den Arbeitgeber cäglich bei 
sich zu Hause, mindestens virtu­
ell, beherbergen zu müssen, bringt 
das Horne-Office den Angestell­
ten auch Vorceile. So ist es mög­
lich, während des Arbeitstags pri­
vate Tätigkeiten wahrzunehmen, 

etwa Put7..en, Waschen, Bügeln 
oder Kinderbetreuung. Eine Kon­
trolle der privaten Tätigkeit im 
Horne-Office durch den Arbeit­
geber ist praktisch unmöglich.2 

Die Home-Office-Pfücht in der 
Schweiz ist seit dem 3. Februar 
2022 Geschichte. 3 Der Trend zum 
Work-Llfe-Blending bleibe und 
mit ihm bleiben zahlreiche recht­
liche Fragen. Der immer grösser 
werdenden praktischen Bedeu­
tung dieser ~Thematik steht eine 
bisher spärliche bzw. nur auf ein­
zelne Punkte bezogene wissen­
schaftliche Auseinandersetzung 
gegenüber.4 Ziel dieses Beitrags 
ist, eine Übersicht über die The­
matik und die Rechtsfragen zu 
schaffen. 

2. Rechtsgrundlagen 

2.1 Nationales Recht 
Auf nationaler Ebene sind zu­

nächst die Bestimmungen des Ob­
Hgationenrechrs (OR) zu nennen. 
Artikel 328 OR verpflichtet den 
Arbeitgeber, die Persönlichkeit der 
Angescellren zu achten und zu 

schützen, auf ihre Gesundheit ge­
bührend Rücksicht zu nehmen 
und für die Wahrung der Sirrlich­
keit zu sorgen. Damit wird einer­
seits der Persönlichkeitsschutz von 
Artikel 27 f ZGB für das Arbeits­
recht dahingehend konkretisiere, 
dass Arbeitgeber alle Eingriffe in 
die Persönlichkeit des Arbeirneh­
mers zu uncerlassen haben, die 
nicht durch den Arbeitsvertrag 
gerechrfercigr sind.5 Andererseits 
bildet diese Bestimmung nach 
Meinung mancher Autoren ein 
«legitimes Einfallscor für die indi­
rekte Drittwirkung der Grund­
rechte» (Artikel 35 Absatz 5 BV).6 
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Artikel 328b OR legt fest, dass 
eine Bearbeitung von Daten über 
den Arbeitnehmer nur so weit zu­

lässig ist, wie es die Durchführung 
des Arbeitsvertrags erfordert. Der 
Artikel verweise überdies auf die 
umfangreichen Bestimmungen 
des Bundesgesetz.es über den Da­
renschucz (DSG).7 Auf die Be­
stimmungen des OR zum Schutz 
von Angescellcen, insbesondere bei 
privacen Bedürfnissen und Krank­
heit, wird vorliegend nicht weiter 
eingegangen. 8 

Neben dem Obligationenrechc 
enthält auch das Arbeitsgesetz Be­
stimmungen zum Schutz der Per­
sönlichkeit und damit des Privat­
lebens der Angestellten. 9 Gemäss 
Artikel 6 ArG ist der Arbeitgeber 
verpAichtet, zum Schutz der Ge­
sundheit der Arbeitnehmer die 
notwendigen Massnahmen zu uef­
fcn. 10 Auch die Verordnung 3 zum 
Arbeitsgesetz enthält detaillierte 
Bestimmungen zur Gesundheits­
vorsorge, wozu auch das private 
Wohlergehen der Angestellten am 
Arbeitsplatz gehört. Artikel 26 
ArGV 3 regelt schliesslich die 
wichtige Frage der Überwachung 
am Arbeitsplacz.11 

Gegenstück zur allgemeinen 
Fürsorgepflicht des Arbeitgebers 
ist die in Artikel 321a Absatz 1 
OR normierte allgemeine Treue­
pAicht des Arbeitnehmers. Dieser 
ist verpAichtet, die berechtigten 
Interessen des Arbeitgebers in gu­
ten Treuen zu wahren und insbe­
sondere alles zu unterlassen, was 
den Arbeitgeber winschaftlich 
schädigen könnte. Daraus kön­
nen sich Einschränkungen von 
privaten Tatigkei ten ergeben. Die 
Treuepflicht des Arbeimehmers 
ist jedoch nicht schrankenlos. Ihre 
Grenzen sind die berechtigten 
eigenen Interessen an der freien 
Entfaltung der Persönlichkeit.12 

AufVerfassungsebene normiert 
Artikel 13 BV neben dem Schutz 
der Privatsphäre auch einen An­
spruch auf Schutz vor dem Miss­
brauch von persönlichen Daten . 

Auch wenn Artikel 13 BVkeinen 
direkten Bezug zum Arbeitsplatz 
enthält, wird analog zu Artikel 8 
EMRK die Meinung vemeten, 
dassdieAusübung beruflicher Tä­
tigkeit unter diese Bestimmung 
fallen kann. 13 Im Hinblick auf die 
indirekte Drittwirkung von 
Grundrechten 14 ist zudem auf Ar­
tikel 10 Absatz. 2 BV (Recht auf 
persönliche Freiheit) hinzuweisen. 

Aus Sicht des Arbeitgebers kön­
nen Artikel 26 BV (Eigentums­
garantie) sowie Artikel 27 BV 
(Wirtschaftsfreiheit) Grundlagen 
für die Einschränkung privater Tä­
tigkeiten in Zusammenhang mit 
dem Arbeitsverhältnis bilden. 

2.2 Internationales Recht 
Auf in tcrnationalcr Ebene ist Ar­
tikel 8 EMRK von Bedeutung, der 
das Reche auf Achtung des Privat­
und Familienlebens festschreibe. 
Die Anwendbarkeit im Berufsle­
ben wurde vom EGMR bejaht.15 
Es ist davon auszugehen, dass jede 
Beeinträchtigung der Privatsphä­
re an1 Arbeitsplatz in den Schutz­
bereich von Artikel 8 Absatz 1 
EMRK fällt und einer Rechtfer­
tigung bedarf.16 

Neben Artikel 8 EMRK kön­
nen weitere Schutzrechte der 
EMRK H.i1 private Tätigkeiten im 
Kontext des Arbeitsverhältnisses 
von Bedeutung sein. Dazu gehö­
ren aus Sicht der Angestellten Ar­
tikel 9 (Gedanken-, Gewissens­
und Religionsfreiheit), Artikel 10 
(Freiheit der Meinungsäusserung), 
Artikel 11 (Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit) und Artikel 
14 (Diskriminierungsverbot). 

2.3 Arbeitsvertrag, 
Reglemente und Weisungen 
Eine weitere wichtige Rechtsquel­
le ist der einzelne Arbei rsvertrag. 
Jn vielen Branchen ist es üblich, 
dass Arbeitsverträge, Zusatzregle­
mente oder sogenannte Verhal­
tenskodizes Regelungen für pri­
vate Tätigkeiten bei der Arbeit 
aufstellen. Ein immer wieder vor-

kommendes Beispiel ist das Ver­
bot von persönlichen Liebesbezie­
hungen am Arbeitsplatz.17 Solche 
Regelungen finden ihre Grenzen 
aber selbstverständlich im zwin­
genden GesetzeSrechc.18 

Dankscinem Weisungsrecht ge­
mäss Artikel 321d OR kann der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis 
einseitig konkretisieren und An­
gestellten in Bezug auf private Tä­
tigkeiten in Zusammenhang mit 
dem Arbeitsverhältnis Vorschrif­
ten machen.19 Zu beachten ist 
aber, dass das Weisungsrecht zu­
gleich ein spiegelbildlicher An­
wendungsbereich der TreuepRicht 
ist: Weisungen sind nur so weit 
berechtigt, als die Treuepflicht des 
Arbeitnehmers reicht.20 

2.4 Folgen einer Verletzung 
der Bestimmungen 
Eine Verletzung der Treucpßicht 
nach Artikel 321a Absatz 1 OR 
durch das Ausüben privater Ta­
tigkei ten kann für Angestellte 
Rechtsfolgen und Sanktionen 
nach sich ziehen. Zu denken ist 
in erster Linie an eine ordencliche 
oder frisclose Kündigung. Zudem 
kann eine Schadenersatzforderung 
des Arbeitgebers entstehen (Arti­
kel 32le OR), welche in den 
Schranken von Artikel 323b Ab­
satz 1 OR mit dem Lohn verre­
chenbar ist. 

Verletzt der Arbeitgeber priva­
te Rechte eines Angestellten und 
danüt seine FürsorgepAichc nach 
Artikel 328 ORschwer, kann der 
Angestellce fristlos kündigen oder 
die Arbeitsleistung verweigern. 
Voraussetzung ist, dass ihm die 
weitere Erbringung der Arbeits­
leistung unzumutbar ist, was bei 
einer blossen Einschränkung pri­
vater Tätigkeiten selten der Fall 
sein wird. 

In den allermeisten Fällen be­
schränken sich die Folgen von Un­
stimmigkeiten in Bezug auf die 
Ausgestaltung privater Tätigkei­
ten im Arbeitsverhältnis wohl auf 
die Frage, ob eine fristlose Kün-
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digung gerechtfertigt oder eine or­
dentliche Kündigung missbräuch­
lich ist, weil der Arbeitgeber diese 
mit einer privaten Tätigkeit eines 
Arbeitnehmers begründet. im öf­
fentlichen Bereich, wo unter Um­
ständen eine Wiederanstellungs­
pflicht besteht, kann dies anders 
sein. 

3. Private Tätigkeit 
in der Arbeitszeit 

3.1 Arbeitszeit 
Der Tendenz des Work-Life-Blen­
ding ist immanent, dass die 
Grenzziehung zwischen Arbeits­
und Freizeit immer schwieriger 
wird.21 Eine Abgrenzung ist den­
noch wichtig, denn der Arbeit­
geber hat einen grossen Spielraum 
bei der Einschränkung privater 
Tätigkeiten während der Arbeits­
zeit. Ausserhalb der Arbeitszeit 
sind Einschränkungen aber nur 
ausnahmsweise zulässig. Mit 
einem Arbeitsverhältnis nimmt 
der Angestellte zwangsläufig eine 
gewisse Unterordnung in den Be­
trieb in Kauf und muss während 
der eigentlichen Arbeitszeit eine 
gewisse Beeinträchtigung des 
Rechts auf Achtung der Privat­
sphäre in Kauf nehmen.22 

Arbeitszeit ist der Zeitraum, in 
dem der Angestellte dem Arbeit­
geber innerhalb und ausserhalb 
des Betriebs seineArbeitskraftzur 
Verfügung stellen muss.23 

3.1 .1 Private Tätigkeiten 
grundsätzlich zulässig 
Der Mensch ist keine Maschine 
und bringt daher seine privaten 
Bedürfnisse mit an den Arbeits­
platz. Es muss Angestellten schon 
deshalb erlaubt sein, auch wäh­
rend der Arbeitszeit in einem an­
gemessenen Ausmass privaten Be­
dürfnissen nachzugehen. Ein 
totales Verbot privater Tätigkeir 
am Arbeirsplatz wäre unzulässig, 
weil es gegen die in Artikel 328 
ORnormierte Fürsorgepflicht des 
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Arbeitgebers verstiesse, wonach 
Eingriffe in die Persönlichkeir 
des Arbeitnehmers zu unterlassen 
sind, die nicht durch den Atbeits­
vemag gerechtfertigt sind.24 Es 
entsprichc der bundesgerichtli­
chen Rechtsprechung, ein Verbot 
jeglicher privater Tätigkeit für un­
zulässig zu erklären.25 Ebenso 
stellte das Bundesgericht fest, dass 
Angestellte auch am Arbeitsplatz 
einen privaten Bereich bewahren 
können sollten, ansonsten ihre 
psychische Gesundheit und Be­
wegungsfreihei t eingeschränkt 
würden.26 

Auf der anderen Seite dürfen 
Angestellte aufgtund ihrer Treue­
pflicht nach Artikel 321 a OR ih­
ren privaten Tätigkeiten während 
der Arbeitszeit nur in angemesse­
nem und vernünftigem Rahmen 
nachgehen. Eine allgemein gülti­
ge Regel dazu gibt es nicht. Es gilt, 
im konkreten Fall die Interessen 
der Angestellten gegenüber den 
Interessen des Arbeitgebers abzu­
wägen. Das Bundesgericht hält 
fest, dass Angestellte grundsätz­
lich während der Arbeitszeit für 
den Arbeitgeber tätig zu sein ha­
ben und es n icht angeht, dass sie 
während dieser Zeit am Arbeits­
platz in erheblichem Umfang pri­
vate Tätigkeiten ausführen.27 Kei­
nesfalls aber-so das Bundesgericht 
- berechtigt die Ausübung priva­
ter Tatigkeiten in geringem Um­
fang den Arbeitgeber zu einer frist• 
losen Entlassung ohne vorgängige 
Veiwarnung.28 

3.2 Arten privater Tätigkeit 
3.2.1 Physische Bedürfnisse 
Gewissen körperlichen Bedürfnis­
sen, wie etwa dem Toilettengang 
oder dem Trinken von Wasser, 
dürfen Angestellte ohne Zweifel 
während der Arbeitszeit nachge­
ben. Alles andere wäre eine un­
verhältnismässige Einschränkung 
ihrer Persönlichkeitsrechce. 

Weniger eindeutig ist die Sicu­
ation in Bezug auf körperliche Be­
dürfnisse, d ie sich grundsäczlich 

bis zur nächsten Pause aufschie­
ben lassen. Dazu gehört etwa Rau­
chen, Essen oder das Bedürfnis 
nach Ruhe und Entspannung. 

Aufgrund der in Artikel 328 Ab­
satz 1 OR vorgesehenen Verpflich­
tung des Arbeitgebers, auf die 
Gesundheit der Angestellten 
Rücksicht zu nehmen, sind gemäss 
Artikel 15 Absatz I ArG je nach 
Länge der täglichenArbeitSzeit ge­
wisse M indestpausen zwingend 
vorgesehen. Der Arbeitgeber kann 
daher verlangen, dass die Ange­
stellten ihren aufschiebbaren kör­
perlichen Bedürfnissen während 
dieser Pausenzeiten nachgehen. Je­
denfal ls hat im Einzelfall eine an­
gemessene Abwägung der gegen­
seitigen Interessen stattzufinden. 

3.2.2 sozialer Austausch 
In diesem Kontext verstehen wir 
unter sozialem Austausch Gesprä­
che unter Kollegen, aber auch Te­
lefongespräche mit Familie oder 
Freunden sowie privaten Mailver­
kehr. Ein Verbot jeglicher nicht 
berufsbezogener Kontak,ce wäh­
rend der Arbeitszeit stellt einen 
unverhältnismässigen Eingriff in 
das Persönlichkeitsrecht der An­
gestellten dar und ist daher unzu­
lässig.29 Gleichzeitig muss der Ar­

beitgeber in zeitlicher Hinsicht 
erhebliche private Kommunikati­
on, die sich auf die Arbeitsleistung 
auswirkt und das Unternehmen 
daher auch wirtschaftlich schä­
digt, nicht dulden und kann sie 
verbieten.30 Selbiges muss gelten, 
wenn die Kommunikation die Ar­
beirssicherheic oder den Gesund­
heitsschutz der Angestellten ge­
fährdet. 

Besondere Eiwähnung verdiene 
in diesem Zusammenhang die 
Nutzung des Telefons, Compu­
ters oder anderer betrieblicher 
Einrichcungen fü r private Zwe­
cke. Diese isc - uncer Vorbehalt 
anderslaurender Vereinbarung 
oder Weisung- in einem gering­
fügigen üblichen Mass zulässig. 
Das Geringfügigkc:irsk.ricerium gilt 
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insbesondere dann, wenn Kosten 
für den Arbeitgeber entstehen oder 

Arbeitszeit eingeseczc wird. Geht 
es um die privace Nuczw1g eines 
geschäfdichen Mailkoncos oder 
des lnrernecs, ist auch darauf zu 
achten, dass das Ansehen des Un· 
cemehmens nicht beeinträchtigt 

wird und der Arbeitgeber nicht 
der Gefahr ausgesetzt wird, durch 

Computerviren oder Urheber· 
rechrwerleczungen geschädigt zu. 
werden.31 

3.2.3 Liebesbeziehungen 
Einer deutschen Studie zufolge 
sind 42 Prozent aller Ar1gestellten 
berei es mindestens einmal mit 
einer Arbeitskollegin oder einem 

-kollegen ausgegangen.32 Die 

Aufnahme und die Pflege einer 
Bez.iehung am Arbeitsplatz, 
kommt häufig vor und hat 
zwangsläufig eine private Tätig· 
kcit am Arbeitsplatz zur Folge. 
Das Recht, Beziehungen aufzu• 
bauen und zu pflegen, gehöre zum 

Schutzbereich von Artikel 8 
EMRK 33 Uncernehmensi ncerne 
Vorschriften, die umf<1cngreiche 

Verbote persönlicher Beziehw1· 
gen zwischen Angestellten emhal· 
ten, sind kritisch zu becrachten.34 

Auf der anderen Seite können 
Beziehungen am Arbeitsplatz er· 
heblichen Einfl.uss auf das Arbeits· 
verhältnis haben. In der Schweiz 
mussten sich Gerichte wiederholt 

mit diesen Fragen beschäftigen, 

Dabei ging es meistens darum, 
zu beurteilen, ob eine unterneh• 
mensintcrnc Liebesbeziehung ein 
missbräuchliches Motiv für eine 
ordentliche Kündigung oder einen 
wichtigen Grund für eine fristlose 
Entlassung darscellce, Die Recht• 
sprechW1g ist dabei nicht einheit• 
lieh. So schützte das Bundesge­
richt eine ordencHehe Kündigung 
wegen einer potenziell erhöhten 

G cfährdung der Geheimhaltungs· 
p.Aicht, als eine Arbeitnehmerin 
mit einem zur Konkurrenz ge• 

wechselten Partner zusammen• 
lebce.35 Im Gegensatz dazu ver• 

langte das Obergericht des 
Kantons Zürich in einer vergleich· 
baren Konstellation eine konkre• 

ce und naheliegende Gefahr für 
einen Geheimnisverrat, andern· 

falls eine solche Kündigung im 
Sinne von Artikel 336 Absatz 1 Ji. 
tera b OR missbräuchlich sei.36 

Das Bundesgericht taxierte eine 
fristlose Entlassung als ungerecht­

fertigt und stellte fest, die Aufnah• 
mc einer Liebesbeziehung durch 
eine Arbeitnehmerin mit dem 
Lebenspartner der Arbeitgeberin 
verstosse n icht gegen die arbeits­
vertragliche Treuepfl.icht. 37 

Die letzte Konstellation wirft 
in emotionaler Hinsid1t erhcbli• 
ehe Schwierigkeiten au( Twtzdem 

ist dem Bundesgericht aus juris· 
tischer Sicht zuzustimmen. Das 

Recht, persönliche Beziehungen 
einzugehen, betriffc die höchst• 
persönlid1e Lebensgescaltung, in 
welcher der Einzelne mit Blick auf 

Artikel 8 EMRK und Arcikel 27 
Absatz 2 ZGB grösstmögliche 
Freiheit geniessen muss. Grund· 

säczlich kann daher festgehalten 
werden, dass arbeitsrechtliche Be· 

ziehungsverboce vor dem z.win· 
genden Reche nicht standhalten. 
Konsequenterweise sind auch Ver· 
bote abzuleluien, die sich nur auf 
konkrete Konstdlacionen be-Lie· 
hen, wie etwa das Vorliegen eines 
Abhängigkeitsverhältnisses oder 
eine Tatigkeit im selben Team.38 

Allerdings stellt sich die Frage 

nach dem Ausgleich mit den In• 
teressen des Arbeitgebers, wenn 

infolge einer Beziehwig aufgrund 
der besonderen Stellung eines oder 
beider Parmer die weitere beruf• 
liehe Tatigkeit oder Zusammen· 
arbeic fundamental infrage steht. 
Dies kann etwa bei einemAbhän· 
gigkeirsverhältnis der Fall sein oder 

wenn einem Partner Aufsichts• 
und Konrrollpflichten über den 

anderen Parmer obliegen. In einer 
solchen Situation kann sich eine 
Pflicht der Becroffeneo ergeben, 

den Arbeitgeber zu informieren 
beziehungsweise auf eine Nach· 

frage seinerseits wahrheitsgemäss 
zu anrworcen,39 

Ebenso kann sich ein Recht des 
Arbdtgebers ergeben, Weisw1gen 
zu erteilen, einen Partner zu ver­

scu,en oder im Extremfall sogar 
eine Kündigung auszusprechen, 
sofern sich d ie Beziehung auf die 
Arbeitsleistung oder das Verhal• 
ten am Arbeitsplatz auswirkc.40 

Grund dafür darf aber nach hier 
verrretener A.r1sichc nie die Bezie­
hung selbst sein, sondern vielmehr 
deren tatsächliche Auswirkung auf 
die Arbeirstätigkeir. 

3 .2.4 Internet 
Die Internethändler Galaxus und 
Digitec haben das Online-Ein• 

kaufsverhaicen ihrer Kunden un· 
rer die Lupe genommen. Die Ana· 
lyse über' den Zeitraum von 
Micce Juli 2016 bis M iere Juli 
2017 zeigte, dass die Schweizer 
Bevölkerung vor allem während 
der Arbeitszeit online einkauft: In 
den Stunden von 9 bis 12 und von 
13 bis 18 Uhr werden im Verhält­

nis deuclich mehr Bestellungen gc· 
tätigt al; ausserhalb der üblichen 

Arbeirszeiten .41 
Nicht nur Shopping im Inter• 

net stellt Arbeitgeber vor Proble• 
me. Das Bundesgericht musste 
sich mit einem Fall auseina11der­
scczen, in dem ein Mann fristlos 
entlassen wurde init der Begrün­
dung, er habe innerhalb von 

24 Arbeitstagen 49,75 Stunden 

pornografische Darstellungen aus 
dem Internet abgerufen,42 D ie 

Gerichte zogen in Erwägung, dass 
eine p rivate Incernemuczung wäh· 
rend der Arbc:irszcit in genanntem 
Ausmass eine fristlose Entlassung 
rechtfertigen würde. Allerdings ge­
langten sie zum Ergebnis, die Ar­

beitgeberin habe nicht rechtsge­
nüglich nachweisen können, dass 
der Betroffene während der gan­

zen angegebenen Zeitperioden das 
Internet in der behaupteten An 
und Weise benutzt habe.43 

Im Einklang mit den allgemei· 
nen Grundsätzen zu privaten Ta-
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cigkeiten während der Arbeicszeit 
hielt das Bundesgericht ausserdem 
fest, eine solche Tatigkeic in er­
heblichem Umfang sei nichc zu­
lässig. Eine private Internetnut­
zung am Arbeitsplatz während der 
Arbeitszeit rechtfertige aber eine 
fristlose Entlassung ohne vorgän­
gige Verwarnung nicht, selbst 
wenn der Arbeitnehmer wie im 
zu beurteilenden Fall Sex-Seiten 
angeschaut haben sollte. Dies auf 
jeden Fall, wenn die private Jncer­
necnutzung sich auf wenige Male 
beschränke. 44 

Bei einem einmaligen Miss­
brauch der Verwendung von In­
formatikmitteln am Arbeitsplatz 
sprach das Bundesgericht von 
einem «an und für sich normalen 
Fall, der einer Verfehlung minde­
rer Bedeutung gleichkommo,.45 

Festzuhalcen ist: Ausnahmswei­
se und in beschränktem Umfang 
einen persönlichen Internetkauf 
vorzunehmen, ist mit der Treue­
pflicht von Angestellten vereinbar. 
Selbiges gilt für das Lesen von On­
linepublikationen oder die Nm­
zungvon Social Media. Es kommt 
auf das Ausmass an. Eine exzes­
siYe Incernetnuczung für private 
Zwecke oder der Kauf illegaler Wa­
ren über den Firmencomputer ist 
unzulässig und kann - allenfalls 
nach einer Verwarnung - einen 
Kündigungsgrund darstellen. Zu­
dem ist selbstverständlich immer 
darauf zu achten, dass zum Bei­
spiel durch Computerviren keine 
Risiken für das Netzwerk und die 
Geräte des Arbeitgebers entstehen. 

3.2.5 Betreuungsaufgaben 
Die Kinderbetreuung kann mit 
der Arbeitspflicht kollidieren. 
Selbscverscändlich ist, dass der Ar­
beitgeber darauf Rücksicht zu 
nehmen hat. Dazu gibt es beson­
dere gesetzliche Regelungen.46 

Unabhängig von diesen gesetz­
lichen Bestimmungen muss es 
grundsätzlich erlaube sein, dass in 
Ausnahmefallen Kinder für eine 
beschränkte Zeit am Arbeitsplatz 
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betreut werden. Zu denken ist da­
bei an den kurzfristigen Ausfall 
von Betreuungspersonen oder -in­
srirucionen. Wenn es die Arbeits­
situation zulässt, dürfen Kinder 
in solchen Fällen mit zur Arbeit 
genommen werden. 

Obwohl der Vergleich etwas 
hinkt, gilt dieser letzte Grundsatz 
auch für Haustiere. Sicher ist eine 
Weisung des Arbeitgebers, dass 
grundsätzlich keine Haustiere mit 
an den Arbeitsplatz genommen 
werden können, verhältnismässig. 
Im Gegensatz zu einem allgemei­
nen Beziehungsverbot zwischen 
Menschen am Arbeitsplatz ist ein 
Verbot von Haustieren wohl als 
zulässig zu betrachten. Aber auch 
bei Haustieren kann es zu Notfal­
len kommen, welche eine Betreu­
ung am Arbeitsplatz notwendig 
und dem Arbeitgeber zumutbar 
erscheinen lassen. Dies gilt ins­
besondere bei Betrieben, die auf 
ihrer Website Haustiere als Mit­
arbeiteraufführen.47 Der Arbeit­
geber kann aber selbscverständlich 
die Mitnahme von Haustieren all­
gemein verbieten, wenn sachliche 
Gründe dafür vorliegen, erwa weil 
Hygienevorschrifcen eine wichti­
ge Rolle spielen, jemand an einer 
Allergie leidet, das Haustier den 
Arbeitsbetrieb stören könnte oder 
Arbeitssicherheits- und Gesund­
heitsschuczvorschrifcen zu beach­
ten sind. 

4. Privates ausserhalb 
der Arbeitszeit 

Nicht nur die private Tatigkeit 
während der Acbeits'lCit kann zum 
Problem für den Arbeitgeber wer­
den, sondern auch die private Tä­
tigkeit ausserhalb der Arbeitszeit. 
Im Jahr 2019 berichteten die Me­
dien über einen Primarlehrer, der 
auflnstagram unrer anderem Fo­
tos postete, auf denen er fast nackt 
war und sein Geschlechtsteil mit 
einem Bund Bananen verdeckte.48 
Typische Beispiele für private Ta-

tigkeiten, die mit einem Arbeits­
verhältnis kollidieren können, 
sind weiter aussereheliche Be­
ziehungen von kirchlichen Ange­
stellten. 49 

Nicht nur private Tätigkeiten, 
auch gewisse Weltanschauungen 
und Überzeugungen können zu 
Problemen führen. Ersi: kürzlich 
berichtete die Presse über einen 
Psychiater der Privatklinik Litten­
heid, der in einer SRF-Reportage 
die Theorie des rituell organisier­
ten satanistischen Missbrauchs 
verbreitete und daraufhin entlas­
sen wurde.SO Sehr aktuell ist in 
diesem Zusammenhang auch die 
Frage der Impfpflicht. Erst kürz­
lich hat das Bundesverwalrungs­
gericht die Kündigung von vier 
Berufssoldaten bestätige, die sich 
nicht gegen Covid impfen lassen 
wollten.51 

Es geht den Arbeitgeber nichts 
an, was seine Angestellten in der 
Freizeit tun. Das Weisungsrecht 
des Arbeitgebers nach Artikel 
321d OR besteht mir insoweit, 
als es einen funktionalen Bezug 
zum Arbeitsplatz. bzw. zur Arbeits­
tätigkeit auf-weist. 52 Daraus folgt, 
dass vorbehäldich seltener Aus­
nahmen kein Weisungsrecht in Be­
zug auf die private Lebensgestal­
tung der Angestellten besteht. 

Solche Ausnahmen können al­
lenfalls für leitende Angestellte 
oder solche Arbeitnehmer in Ten­
denzbetrieben gelten. Auch dann 
isc aber stets erforderlich, dass ein 
arbeicsbezogener Sachzusammen­
hang besteht.53 Das kann für An­
gestellte gelten, die aufgrund ih­
rer Stellung mit der Ausrichtung 
ihres (Tendenz-)Betriebs, etwa in 
religiöser, politischer oder weltan­
schaulicher Hinsicht, in besonde­
rem Masse idencifizien werden. 54 

Zu denken wäre etwa an den ver­
heirateten Arbeitnehmer einer 
streng katholischen Vereinigung, 
der mit einer Assistentin eine aus­
sereheliche Beziehung pflegt. Auch 
in diesen Fällen ist aber zu beach­
ren, dass die Einschränkung der 
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persönlichen Freiheit vor dem oder Religionsfreiheit.59 Beiden der Schweiz praktisch keine poli-
Hintergrund von Artikel 27 Ab- muss eine besonders hohe Bedeu- tische Diskussion stattfindet und 
sacz 2 ZGB und der Freiheicsrech- tung eingeräumt werden. die gesetzlichen Bestimmungen 
te nach der EMRK nur begrenzt In bestimmten Fallen kann die äusserst dürftig sind. Immerhin 
zulässig ist. Vorzunehmen ist da- Ausübung dieser Freiheitsrechte ist in Artikel 324a OR auch die 
her eine einzelfallbezogene Abwä- jedoch zu Konflikten mit dem Ar- Ausübung eines öffentlichen 
gung zwischen den Rechren der beitsverhälrnis und in Ausnahme- Armes bei den Verhinderungs-
Angestellten und des Arbeitgebers. fällen zu einer Kündigung führen. gründen aufgeführt. Im öffenr-

Wie eine solche Abwägung aus- Einschränkungen können sich ins- lieh-rechtlichen Bereich kennen 
sehen kann, zeigt sich exempla- besondere rechtfertigen, wenn je- ein1.elne Personalgesetze Privilegi-
risch an zwei EGMR-Entscheiden mand in einer leitenden Position en für behördliche Tatigkeiten.60 
zur Frage ausserehelicher Bezie- in einem Tendemunternehmen Es erscheine durchaus angebracht, 
hungen von kirchlichen Angesrell- im Privaten strafrechtliche Gren- dass sich der Gesetzgeber diesem 
ten. Im Fall Schüth kam der zen überschreitet oder wenn bei Problem im öffentlichen und pri-
EGMR zum Schluss, der Arbeit- privaten Tatigkeiten von Ange- vaten Anstellungsrecht annimmt. 
nehmer habe zwar durch das Ein- stellten sdbst ein Kontext zum Ar-
gehen des Arbeitsvertrages mit der beitsverhältnis hergestellt wird. 
katholischen Kirche sein Recht auf Würde der eingangs erwähnte 6. Die Überwachung 
Achtung des Privatlebens einge- exhibitioniscisch veranlagte Pri- der privaten Tätigkeit 
schränkt. Oie Beschränkung gehe marlehrer statt Bananen etwa ein 
aber nicht so weit, im Fall einer Buch mit dem Logo seines Arbeit- Eng verbunden mir der Thema-
Trennung oder Scheidung ein enr- gebers vor sein bestes Stück hal- tik privater Tatigkeiten am Ar-
halrsames Leben zu führen.55 In ten, wäre eine Verletzung der beitsplatL ist die Frage nach der 
diesem Fall kam der EGMR da- Treuepflicht wohl zu bejahen. Kontrolle und Überwachung der 
her mm Schluss, die Kündigung Angestellten. Sehr bekannt ist in 
aufgrund des ausserehelichen Ver- djesem Zusammenhang der soge-
hälmisses verstosse gegen Artikel 8 5. Förderung von nannte Lidl-Skandal aus dem Jahr 
EMRK 56 Zur gegenteiligen Auf- privaten Tätigkeiten 2008, als bekannt wurde, dass das 
fassung gelangte der Gerichtshof Detailhandelsunternehmen Lid! 
im Fall Obst, bei dem es ebenfalls Ergänzend ist anzuführen, dass Deutschland seine Angestellten 
um die Kündigung eines Kirchen- njcht nur die Beschränkung pri- bei der Arbeit, in den Pausenräu-
angestellten wegen einer ausser- varer Tätigkeit in und ausserhalb men und bis zu den Toiletten-
ehelichen Beziehung ging. Hier des Arbeitsverhältnisses zu disku- gängen über mehr als zwei Jahre 
entschied der EGMR, die Kon- tieren ist, sondern auch das Ge- heimlich überwachte. Diese Über-
ventionsrechte seien nicht verletzt, genreil, nämlich die Förderung der wachung wurde von den Gerich-
unter anderem weil der Becroffe- privaten Tarigkeit der Angestell- ten als klar rechtswidrig beurteilt. 
ne als Pressesprecher die Mormo- ten durch den Arbeitgeber, und Lidl musste eine Busse von fast 
nenkirche nach aussen vertrat.57 zwar in und ausserhalb der AI- 1,5 Millionen Euro zahlen.61 

Die beiden EGMR-Entscheide beitszeit. Auch für die Schweiz stellte das 
zeigen exemplarisch: Bei der Fra- Gerade in einem Land wie der Bundesgericht bereits 2013 fest, 
ge, inwiefern der Aibeitgeber auf Schweiz, wo das Milizsyscem eine dass der Einsatz einer Spiona-
die privaten Tatigkeiten der An- tragende Säule des Sraarswesens gesofrware unzulässig sei, selbst 
gestellten ausserhalb der Arbeits- darstellt, ist dies von besonderer wenn auf diesem Wege festgestellt 
zeit einwirken kann, sind keine Bedeutung. In früheren Zeitenge- werden konnte, dass der fragliche 
starren Regelungen möglich. Not- hörte es zum Normalfall, dass zum Angestellte 70 Prozent seiner Zeit 
wendig ist eine umfassende Ab- Beispiel die Militärorganisation am Computer für ausserdiensdi-
wägung der sich im Einzelfall ge- durch Milizoffüiere in deren Ar- ehe Zwecke benutzte. Die frisc-
genüberscehenden Interessen. Als beitszeit erfolgte, ja vom Arbeit- lose Entlassung des Mannes war 
Grundsatz lässt sich aber wohl fesc- geber aus Prestigegründen sogar unzulässig und die illegal erhobe-
legen, dass Einwirkungen auf das gefördert wurde. Aber auch Be- nen Beweise blieben unverwert-
Privacleben der Angestellten aus- hördentätigkeiten und Tätigkei- bar.62 Mir Blick auf Artikel 8 
serhalb der Aibeicszeit nur mitäus- ten in sozialen Institutionen ver- EMRK kann dieser Grundsatz ge-
serster Zurückhal cung zuzulassen dienten es, durch die Aibeitgeber nerell auf verdeckte Überwachun-
sind. Das gilt auch für Grundrech- gefördert statt behindert zu wer- gen ausgedehm werden - also so!-
re wie etwa die Meinungsfreiheic58 den. Es erstaune, dass darüber in ehe überwachungen, von denen 
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die Angestellten nichts wissen.63 

Für weitergehende Informationen 

dazu kann auf die bestehende Li­

teratur und Rechcsprechung ver­
wiesen werden.64 

7. Fazit 

Private Tatigkeiten während oder 

ausserhalb der Arbeitszeiten sind 

sicher nicht ein Hauptproblem im 

Verhältnis zwischen Arbeitgeber 

und Angescellren. Durch die zu­

nehmende Vermengung von Ar­

beit und Freizeit, vor allem infol­

ge der Digitalisierung, muss dem 

Phänomen aber vermehre Beach­

tung geschenkt werden. 

Bisher fehlen detaillierte gesetz­

liche Regelungen zu dieser The­

m acik, sodass auf die allgemeim:n 

Grundsätze des Arbeitsrechts, na­

mentlich die Fürsorgepflicht des 

Arbcitgebers und d ie Treuepflicht 

d es Arbeitnehmers, sowie auf den 

generellen Persönlichkeitsschurz 

nach ZGB und die Grundrechte 

abzuscellen ist. Die meisten Pro­

bleme in diesem Kontext lassen 

sich auch mit gesundem Men­

schenverstand und Verhältnismäs­

sigkeit lösen. Als Leitlinien lässt 

sich festhalten, dass private Tätig­

keiten in erheblichem Ausmass, 

die den Arbeitgeber wirtschaftlich 

schädigen, sicher nicht zulässig 

sind, während private Tacigkeitcn 

in e inem vernünftigen Ausmass 

zulässig sein müssen und ein to­

tales Verbot sämtlicher privater Ta­

cigkeiten am Arbeicson mit Sicher­

hei c unzulässig ist. Hingegen 

ergeben sich aus den Aspekten der 

Arbeitssicherheit und dem Ge­

sundheicsschuc-1, wohl ganz ent­

scheidende Schranken für priva­

te Entfaltung und Tätigkeiten 

sowie die Betreuung von Haustie­

ren am Arbeitsplatz. Abgesehen 

davon sind Einschränkungen 

durch den Arbeitgeber während 

der Arbeitszeit eher zu rolerieren, 

während solche in Bewg auf die 

cigcmlichc Freizeit nur äusserst 
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zurückhaltend zugelassen werden 

dürfen. Ausserdem sollte bei Ver­

stössen nicht direkt gekündigt, 

sondern zuerst das Gespräch gc­

such t und allenfaJls eine Verwar­

nw1g ausgesprochen werden. In 

allen fallen muss uns bewusst ~ein, 

dass d ie rechtlichen Schucz.mecha­

nismen für Angestellte aufgrund 

des fehlenden Kündigungsschut­

zes in der Schweiz sehr beschränke 

sind. 

Wo Arbeitgeber dies als sinn­

voll erachten, können in Regle­

menten, WeisW\gcn oder Verein­

barungen im Arbeitsvertrag 

entsprechende Regelungen getrof­

fen werden, wobei die in diesem 

Beitrag skizzierten Grundsätze ZU 

beachten sind. Übermässig ein­

schränkende oder unverhältnis­

mässige Regelungen müssen von 

Angestellten nicht befolgt werden. 

Von einem zu starren Regelungs­

korsett, insbesondere für ganze 

Unternehmen oder Branchen 

ohne Rücksichtnahme auf den 

Einzelfall, ist abzuraten. Zum 

einen geht es in diesem Zusam­

menhang aus rechtlicher Sicht ge­

rade um eine einzdfallgerichtete 

Interessenabwägung und Verhälc­

nj5roässigkeitspi:üfung, zum an­

deren sind auch die menschlichen 

Bedürfnisse der beteiligten Perso­

nen jeweils in deren Individuali­

tät zu erfassen, was bei einem zu 

hohen Regelungsvolumen er­

schwere wird. 

Abschliessend sei auch daran er­

innere, dass sich eine Duldw1g und 

eventuell sogar Förderung priva­

ter Tacigkeiten von Angestellten 

positiv auf die Zusammenarbeit, 

Motivation w1d somit auch auf 

die Produktivität auswirken kann, 

was im Ergebnis dem Arbeitgeber 

zugucekommt. In Zeiten, in de­

nen sich offenbar gut die Hälfre 

aller Büroangestellten einsam 

fü.hlt,65 kann der Einbezug des 

Privaten ins Arbeitsleben auch eine 

Chance für mehr Authemizität 

und Menschlichkeit im Berufs­

leben sein. 
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